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öffentlich 
Az: Klimaschutzkoordinatorin 
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Sitzungsvorlage 
 

Beratungsfolge Datum TOP-Nr. 

Umweltausschuss 02.02.2016  

 

Betreff 
 
Energiewende und Klimaschutz 
Hier: Anfrage von Herrn Dr. Häpke in der Umweltausschusssitzung vom 17.11.2015 

 

 
  Finanzielle Auswirkungen 
 

 X keine haushaltsmäßige Berührung 

 

  Auswirkungen siehe Sachverhalt 

 

 
    
 

Beschlussvorschlag 
Der Umweltausschuss nimmt den Sachstandsbericht zur Kenntnis. 

 
 
 
 
Dobrindt      Werner 
Technischer Beigeordneter    Vorstand EUV 

 



Sachverhalt 
 

In der letzten Sitzung des Umweltausschusses vom 17.11.2015 wurde von Herrn Dr. 

Häpke darauf hingewiesen, dass in der Vorlage (2015/246) der CO2-Ausstoß aus dem 

Jahr 1990 (680.000 t), nicht aber der CO2-Ausstoß aus dem Energiebericht der Stadt 

Castrop-Rauxel von 1998 (Bezugsjahr 1996 - 743.000 t) genannt wird. Demnach wären 

seiner Meinung nach die CO2-Emissionen zwischen 1990 und 1996 drastisch gestie-

gen. 

Stellungnahme der Verwaltung: Laut dem Energiebericht von 2014, dessen Zahlen im 

Rahmen der Vorlage vorgestellt wurden, hat zwischen 1990 und 2011 eine aus den En-

denergieverbräuchen resultierende Senkung der CO2-Emissionen von 680.000 t CO2 

auf 570.000 t CO2, d. h. um 16 % stattgefunden.  

Zunächst ist festzuhalten, dass den Berechnungen beider Berichte unterschiedliche 

Datenquellen zu Grunde liegen. So beziehen sich im Energiebericht von 2011 zahlrei-

che Datengrundlagen auf den bundesweiten Durchschnitt, da stadtspezifische Daten 

nicht vorhanden sind. Grundsätzlich empfiehlt die Energie.Agentur NRW für die Be-

rechnung einer Kennzahl möglichst gleiche Datenquellen zu verwenden, da CO2-

Berechnungen empfindlichen Schwankungen unterliegen können. 

Auch unterscheiden sich die Berechnungsmethodiken in den beiden Berichten. Die Be-

rechnungen aus 2011 wurden beispielsweise über die landesweit verwendete Berech-

nungssoftware ECOSpeed Region durchgeführt. Für den Verkehrssektor erfolgten die-

se z. B. mittels Verursacherprinzip. Sofern es sich hierbei um Pendlerverkehr handelt, 

gilt dies somit auch für außerhalb der Stadtgrenzen verursachte Emissionen. Im Ge-

gensatz zum Territorialprinzip werden Emissionen des Durchgangsverkehrs von Pkw 

und Lkw, die innerhalb der Stadtgrenzen entstehen, nicht berücksichtigt. Ein großer 

Vorteil bei der Anwendung des Verursacherprinzips ist, dass Datenverfügbarkeiten und 

Qualität der Daten auch für eine Fortschreibung der Bilanz gewährleistet sind. In dem 

Bericht von 1998 wurden, bezogen auf den Verkehrssektor, sowohl Berechnungen nach 

dem Verursacher- als auch nach dem Territorialprinzip vorgenommen.  

Des Weiteren wird bereits im Bericht von 1998 darauf verwiesen, dass im Jahr 1996 ein 

kalter Winter zu einer Jahresdurchschnittstemperatur von 7,7 °C im Vergleich zu 1995 

von 10,1 °C geführt hat. Dies wird auch als Hauptgrund für den Anstieg der CO2-

Emissionen zwischen 1995 und 1996 um 50.000 t CO2 angeführt. Verdeutlicht wird dies 

durch die Abbildung 1 - die CO2-Emissionen (resultierend aus dem Energieverbrauch) 

sind zwischen 1995 und 1996 um 41.801 t gestiegen. Zuzüglich der CO2-Emissionen 

aus dem Verkehrssektor ergibt sich eine Erhöhung um fast 50.000 t CO2, allein zwi-

schen 1995 und 1996, sodass eine Abweichung der Zahlen aus den beiden Berichten, 

die sich jeweils auf ganz unterschiedliche Zeitspannen beziehen, erklären lässt. 



Abb. 1: Endenergieverbrauch und CO2-Emissionen nach Sektoren 1995-1996 (Quelle: 
Energiebericht 1996 (Stadt Castrop-Rauxel 1998: Bereich 18) 
 
Weiterer Bericht in der Sitzung. 
 
 
 
 


